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17. 06. 86 


Änderungsantrag 

der Abgeordneten Mann, Fritsch und der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Sammelübersicht 145 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/5335 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Petition 1-10-05-057-11289 wird an den Petitionsausschuß 
zurückverwiesen, der die Petenten gemäß § 4 des Gesetzes 
über die Befugnisse des Petitionsausschusses des Deutschen 
Bundestages (Gesetz nach Artikel 45c des Grundgesetzes) über 
ihre Beschwerden nach Artikel 17 des Grundgesetzes anhört. 

2. Für den Fall der Ablehnung des Antrags unter Nummer 1: 

a) Die Forderungen zu folgenden Zielen 

— sofortiger Stop und Rückgängigmachung der Stationie- 
rung von Pershing II und Cruise missües auf deutschem 
Boden, 

— Abschaffung der offensiven NATO-Strategie (unter an- 
derem Field Manual FM 100-5 und Air Land Battle 2000), 

— Ratifizierung des von der Bundesrepublik Deutschland 
am 23. Dezember 1977 gezeichneten Zusatzprotokolls zu 
dem Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über den 
Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte, 

— Abschluß eines umfassenden Atomteststopabkommens, 

— Nichtbeteiligung der Bundesrepublik Deutschland an 
SDI, 

— allgemeiner Stop der Rüstungen und allgemeine Ab- 
rüstung 

— Einstellung aller Waffenexporte 

werden den Fraktionen zur Kenntnis und der Bundes- 
regierung zur Berücksichtigung überwiesen. 

b) Die Forderungen zu folgenden Zielen 


— Petitionsverfahren, 

— Neutralität, Militärblöcke, 

— Abrüstungsschritte, 
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— Umweltschäden durch Militär, Manöverproteste, 

— Verteidigungshaushalt, Rüstungsausgaben, 

— Zivilschutz, Kriegsgesetzgebung, 

— Kriegsdienstverweigerung, Zivildienst, 

— Wehrpflicht, Wehrdienst, Bundeswehr, 

— Frauenwehrdienst, Frauenwehrpflicht, 

— soziale Verteidigung, 

— Verhältnis BRD/DDR, 

— Entwicklungsländer, 

t — Denkkategorien, Politische Verantwortlichkeit, 

— Totalabrüstung, Pazifismus, 

— Friedensforschung, Friedenserziehung, 

— Informationspolitik, Medien, 

— Persönliche Betroffenheit, 

— Friedensbewegung, Diskriminierung, Kriminalisierung 
— Bürgerbeteiligung, Volksentscheid, 

werden den Fraktionen zur Kenntnis und der Bundesregie- 
rung als Material überwiesen. 

c) Die übrigen Forderungen werden den Fraktionen und der 
Bundesregierung zur Kenntnis überwiesen. 

Bonn, den 17. Juni 1986 

Mann 

Fritsch 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 


Begründung 

Der Deutsche Bundestag greift im vorhegenden Petitionsverfah- 
ren die bereits einmal am 18. April 1985 im Plenum des Deutschen 
Bundestages behandelten Petitionen aus dem Kreis der „Initiative 
Bremer Abrüstungspetition" auf. Die seit dem 30. Januar 1984 bis 
weit in das Jahr 1985 eingebrachten 5419 einzelnen Petitionenen 
erheben überwiegend Forderungen zu den Grundfragen von Frie- 
den und Abrüstung. Die Initiatoren der Petition haben in verschie- 
denen Schreiben das Verfahren des Petitionsausschusses bean- 
standet und wichtige Anregungen zur Art des Petitionsverfahrens 
vor allem bei Massenpetitionen gemacht. Aus dem Kreis der 
Petenten wurde eine Auswertung aller Zusatzforderungen 
erstellt, auf der der oben genannte Antrag zu 2b) beruht. 

Der Petitionsausschuß befaßt sich auf der Grundlage des Gutach- 
tens von Wolfgang Graf Vitzthum „Petitionsrecht und Volksver- 
tretung" mit grundsätzlichen Fragen des Petitionsrechts. Ange- 
sichts der Zunahme von Massenpetitionen und der verschiedenen 
im vorhegenden Petitionsverfahren aufgeworfenen grundsätzli- 
chen Verfahrensfragen ist eine Anhörung von Vertretern der 
Petenten im Sinne einer sachgerechten parlamentarischen 
Behandlung der Beschwerden geboten. 
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Sollte dieser Antrag abgelehnt werden, sind die hilfsweise zu 2 
gestellten Anträge sachüch gerechtfertigt. 

Die Anträge zu 2a) sind unerläßüch, wenn die deutsche Bevölke- 
rung vor der Gefahr eines Krieges geschützt werden soll. Die 
Verwirklichung dieser friedenspolitischen Ziele ist im übrigen 
auch nach dem Verfassungsrecht der Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere den Grundsätzen der Friedensstaatlichkeit, 
rechtlich geboten. Da dem Petitionsausschuß und dem Deutschen 
Bundestag vor der Entscheidung vom 18. April 1985 die Vielzahl 
der einzelnen Forderungen der Petenten nicht bekannt gewesen 
ist, leidet das bisherige Verfahren an einem wesentlichen Mangel. 
Bereits aus diesem Grund ist es nicht zulässig, auf die friedens- 
politischen Forderungen der Petenten im Hinblick auf die angeb- 
liche Erledigung durch Beschluß vom 18. April 1985 nicht einzu- 
gehen. Darüber hinaus haben die Petenten z. B. überzeugend dar- 
gelegt, daß der Deutsche Bundestag bei seiner Entscheidung zur 
Stationierung neuer atomarer Mittelstreckenraketen am 21. und 
22. November 1983 durch unvollständige Informationen seitens 
der Regierung der USA von falschen Voraussetzungen ausgegan- 
gen ist. Als Beispiel für die von den Petenten kritisierte Infor- 
mationspolitik der amerikanischen Regierung sei auf die wesent- 
lich verspätete Übermittlung des sogenannten Waldspaziergangs- 
Vorschlags an die verbündeten westeuropäischen Regierungen 
verwiesen. Wie die Petenten zu Recht ausführen, hat sich die 
Sicherheitslage durch die Stationierung der US-amerikanischen 
Mittelstreckenraketen erheblich verschlechtert. 

Die Anträge zu 2b) und c) zielen darauf ab, den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages und der Bundesregierung die übrigen 
Einzelforderungen dieser wahrhaft beispielhaften Initiative von 
Bürgerinnen und Bürgern in einem existenziellen politischen 
Bereich mit dem gebotenen politischen Nachdruck als Aufforde- 
rung zu politischem Handeln zur Kenntnis zu bringen. 
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